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6 Legislatur Periode I Seſſion
94 Sitzung vom 6 Mai

dths v Boetticher v BurcharIm gehg de re Pie sdorf eröffnet die Sitzung um

ehe die Sawmlung Alter kaga Tappten

e di i i euſondere her weite Berathung des Börſenſteuer
Entwurfs forti t folgenden g 32h e ded ehi ä daß für die Nr v nd ard agle r per genannt roh und gereinigt der

rPule 4 atte 3 führt a Der Reichskanzler hat die Börſen
ſteuer eine Forderung der Gerechtigkeit genannt er hat bei dieſer
Steuer wie die anderen Miniſter bei anderen die finanzielle Seite
als etwas Nebenſächliches bezeichnet Gleich e der
Reichskanzler aus daß dieſer Börſenſteuer ſich die Reichen durch
Abwälzun entziehen würden Dann iſt W aber andererſeits
eine Entlaſtung nöthig Mein Antrag will daher eine Aufhebung
des Petroleumzolles das iſt keineswegs ſo unorganiſch wie es

eſtern ein Redner der Rechten nannte es iſt viel organiſcher als
ßer Huene ſche Verwendungagntrag Eine Entlaſtung der ärmeren
Klaſſen wurde ſchon 1879 als nothwendig betont eine ſolche Ent
laſtung iſt aber nicht eingetreten ſtatt deſſen vielmehr eine Be
laſtung durch neue n Dem gegenüber empfehle ich Jhnen

i r Annahmeb re e GSosialdem beantragt dagegen folgenden S 32
Hut dein Jnkrafttreten dieſes Geſetzes iſt das Geſetz betr

die Erhebung der Salzſteuer aufgehoben
oder bei Ablehnung dieſes Antrages folgende Faſſung

m Ertrage dieſer Steuer wird ein Fonds gebildetder den Arbeiterinvalidenfonds führt und der bis
zum Erlaß eines die Verſorgung erwerbsunfähiger Arbeiter

Geſetzes anzuſammeln und zinsbar anzulegen iſtSt Perweſenn dieſes Fonds wird durch beſonderes Geſetz ge

tAWiagſteller iſt der Meinung daß der Antrag des Abg
Richter nur eine Konkurrenz ſeinem Antrage gegenüber bedeute
und daß ein Verbeſſerungsantrag einer Partei nicht zukomme die J
ſich der VBörſenſteuer feindlich gegenüber geſtellt habe Die
Sozialdemokratie folgt wenn ſie ſich für die Börſenſteuer erklärt
nicht der Politik des Reichskanzlers ſondern der allgemeinen
Volksſtimme Die ſozialdemokratiſche Partei kann aber nicht neue
Steuern bewilligen ohne eine Entlaſtung auf anderer Seite her
beizuführen Deshalb verlangen wir die Aufhebung der Salz
ſteuer oder was mir nicht minder wichtig die Begründung eines

ArbeiterJnvalidenfonds Es zeigt ſich daß die Sozialreformſehr ins Stocken gerathen und wäre Miniſter v Boetticher an
weſend ſo würde ich ihm in ſeiner Tonart von neulich zurufen
Arbeiten Sie fleißiger ſtudiren Sie eifriger Die Annahme

unſeres er wen drtngegele iſt für uns die Bedingung für unſere
Zuſtimmung zur Börſenſteuer Wir ſind prinzipiell für dieſe
Steuer wir können in der Praxis ihr aber nur bei Annahme
unſeres Antrages zuſtimmen

Stagtsſekretär v Burchard Nach der kurzen Befürwortung
der beiden wichtigen Anträge kann auch ich mich auf wenige Be
merkungen beſchränken Beide Anträge ſtehen im ſchreiendſten
Gegenſatz zu dem rig der Steuerreform Aha links Die
Bemerkung des Abg Richter daß Steuerentlaſtungen nicht ein

etreten ſind iſt doch unrichtig denn durch die indirekten Steuern
ind doch die Matrikularbeiträge vermindert worden Dazu

kommt daß die Salzſteuer 41 Mill der Petroleumzoll über
22 Mill Mark beträgt ſoviel wird doch in keinem Falle die

Börſenſteuer einbringen der Ausfall müßte alſo wieder durch eine
Srböbung der Matrikularbeiträge gedeckt werden Der Petroleum
oll hat keine ſchädlichen Folgen Seht die greß tſind nicht geſtiegen Auch die Salzſteuer hat ſich nicht als eine

drückende erwieſen Auch die Bemerkung des Vorredners de
die Sozialreform ins Stocken gerathen trifft nicht zu Es iſt
Bedeutendes ſchon erreicht worden und die Vorarbeiten zur
Herbeiführung einer Altersverſorgung ſind bereits in vollem
Gange durch finanzielle Rückſichten wird ſich die Regierung
nicht abhalten laſſen der Antrag Kayſer iſt daher auch in
dieſer Hinſicht nicht nothwendig

Staatsſekretär v Boetticher Die Mahnung fleißiger zuſein tritt heute zum erſten mäle an mich heran Sie überragt

mich um ſo mehr als ſie in einem Augenblicke vorgebracht
wird wo der Reichstag außer ſtande iſt die zahlreichen aus
meinem Reſſort ihm zugehenden Entwürfe zu erledigen Sehr
r rechts Durch Redenhalten wird die kranke Zeit nicht
geheilt wollte Abg Kayſer an der Sozialreform ſo ſleißig
arbeiten wie ich ſo würden wir dem Ziele vielleicht ſchneller
nahe kommen
Abg Richter Abg Kayſer hat uns vorgeworfen daß wir

einen Verbeſſerungsankrag zu einem Geſetze eingebracht haben
dem wir nicht zuſtimmen mit demſelben Rechte könnte man
ſeiner Partei zum Vorwurf machen daß ſie ſich hier überhaupt
an den Arbeiten v Herr v Burchard meint wir haben
etzt ein Syſtem der Erhöhung indirekter und der Abnahme
irekter Steuern Schade nur daß von der Abnahme direkter

Steuern nichts verſpürt wird und daß die indirekten Steuern die
W weit mehr belaſten als die Bemittelten Beifall

inks

Abg Leuſchner Reichsp führt aus daß jährlich auf den
Kopf der Bevölkerung 8 Kilo Salz kommen wovon aber mehr
als die Hälfte in Form von Brod Fleich c genoſſen wird
eine Steuererleichterung würde alſo nur den Fleiſchern und
Bäckern nicht aber den Konſumenten zu gute kommen Wir
haben durch die Etatsberathung volle Macht über die Ver
wendung der Gelder zu beſtimmen und brauchen daher bei der
Börſenſtener derartige Beſtimmungen nicht zu treffen
e Kayſer Daß Abg Richter erſt in letzter Zeit gegen

die Sozialdemokraten unhöflich geworden iſt wundert mich
nicht denn ſein früheres freundliches Verhalten entſprang
wohl noch der Wahlagitation bei welcher die deutſch
freiſinnige Preſſe uns um unſere Hilfe angewinſelt hat
Große Jch habe dem Herrn v Boetticher

nicht Unſleiß vorgeworfen ſondern nur geſagt ich müßte
es thun wenn ich ſeinen Ton acceptiren wollte
Herrn Leuſcher gegenüber muß ich bemerken daß wir dieſer
Regierung der Fern der Ausnahmegeſetze nicht neue Gelder
ohne Beſtimmung der Verwendung überlaſſen wollen Jn der
Konrmiſſion war es allein meine Partei die einen ſolchen Ver
wendungsantrag geſtellt hat der Antrag Richter iſt erſt viel
ſpäter entſtanden Jch bitte Sie nochmals meinem Antrage
en res rldorff Conſ Ich habe die Empft

g v Helldorff konſ Jch habe die Empfindung daß diStellung des Abg Kayſer zur Börſenſteuer mehr eine diese
iſt Auf der einen Seite erklären bie Sozialdemokraten ſich als
Gegner des Großfkapitals und der Börſe auf der anderen gehen
ſie mit den Deutſchfreiſinnigen zuſammen mit denen ſie nur die
Aufhetzung des Volkes gemeinſam haben Beifa

ir halten daran feſt die großen indirekten Steuerquellen
heranzuziehen die allein fähig ſind die Belaſtung zu
tragen Mit dieſer indirekten Beſteuerung treiben wir National
politik im großen Sinne
beruht auf dieſer Politik und einſt wird d

daß wir dieſe Politik durchgeführt haben
die Geſchichte von uns

des Petroleums

rechts A

Die S tändigkeit des Reiches M

Beifall W

Abg Richter In der Geſchichte wird man von

en etanzlers je nachdem er irechts dreht Beifall links Der Pelroleumzol die Ver
theuerung des Petrolenms macht ſich gerade jetzt beſonders b
fühlbar Sozialdemokratie und der gegenwärtige Staats
ſozialismus haben viel Verwandtes nur daß der eine eine

V der andere eine monarchiſche Spitze verlangt
Abg Kayſer wundert ſich daß ich ſo lange nicht gegen die

ozialiſten polemiſirt habe ja ich habe jetzt Wichtigeres zu
thun wir müſſen die ganze Front gegen die gefährlicheren Be
ſtrebungen der Majorität richten Haben wir weniger Wichtiges
zu thun ſo treten wir auch wieder in die Polemik gegen
die Sozialiſten ein Von Stichwahlen hier zu ſprechen iſt
wohl auch für die Konſervativen nicht rathſam es iſt bei Stich
wahlen üblich ſich für den zu entſcheiden der das geringere Uebel
iſt Ueberdies iſt es nur das Sozialiſtengeſetz das die Sozialiſten
zuſammenhält ohne dieſes würden die einzelncn Elemente der
Sozialdemokratie ſich längſt ſelbſt untereinander bekämpft und ver
nichtet haben Beifall rechts
Abg v Helldorff erwidert daß die Geſchichte wenn ſie

vielleicht auch nichts von den Konſervativen berichten wird ſo doch
neben den äußeren auch die inneren Gegner des Reichskanzlers zu
erwähnen haben wird Beifall rechts

Abg v Vollmar Wenn die Herren hier miteinander zanken
ſo ſind wir ſtets der Dritte der lacht Thun Sie anf der Rechten
doch nicht immer ſo als ob Sie nicht ebenſo wie die Linke Ver
treter des großen Kapitals wären Die Börſe iſt ſo gut und ſo
ſchlecht wie unſere jetzigen Verhältniſſe überhaupt deshalb iſt
es komiſch wenn Sie gegen die Börſe deklamiren und doch das
Geſellſchaftsſyſtem aufrecht erhalten welches das Uebel der Börſe g
hervorgerufen hat Sie die eine ganze Seſſion dazu verwenden
die arme Bevölkerung zu Jhren Gunſten zu belaſten haben kein
Recht Anderen die Vertretung kapitaliſtiſcher Jntereſſen vor
zuwerfen Die Kritik unſerer Partei die Abg Richter uns in
Ausſicht ſtellt werden wir ruhig abwarten wir ſind daran ge
wöhnt Abg Richter hat es für nothwendig gefunden auf die
Wahlen zurückzukommen Es iſt unwahr daß meine Partei in
München ein Bündniß mit den Nationalliberalen abgeſchloſſen
hätte Auch viele Mitglieder der freiſinnigen Partei ſäßen nicht
im Reichstage wenn wir ſie nicht als das kleinere Uebel an
geſehen hätten Das ſt ja auch ganz natürlich Thatſache iſt
daß bei der letzten Wahl alle ich ſage alle Parteien nach uns
geſchielt haben Gelächter rechts Ja lachen Sie nur in zwei
Jahren werden wir lachen Wenn Abg Richter ernſt
lich eine ſolche Meinung vom Sozialiſtengeſetze hat ſo
mag man doch verſuchen das Geſetz aufzuheben dann wird
man ja ſehen wie es mit der Sozialdemokratie ſteht So oft
man von Spaltungen in der ſozialdemokratiſchen Partei geſprochen
iſt ſie ſtets am ſtärkſten geweſen Abg v Helldorff hat von dem
aufhetzenden Auftreten unſerer Partei geſprochen ich kenne
keine Partei die aufhetzender wirkt als die konſervative die nur
die Lebensmittel vertheuert Polizeigeſetze macht und das alles
unter dem Vorwande der Sozialreform mit der ſie die berechtigten
Anſprüche der Arbeiter abſpeiſen will Solche Thatſachen hetzen
mehr auf als alle Worte Sie bieten den Armen Stein ſtatt
Brot und verbeſſern hier Jhre ſchon günſtige Poſition

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und ſodann der Antrag
ad ehe die beiden Anträge Kayſer mit großer Majorität
abgelehnt

Das Haus nimmt ſodann debattelos Art 2 des Geſetzes an
welcher den Eintrittstermin auf den 1 Okt 1885 feſtſetzt

Damit iſt die zweite Leſung der Börſenſteuer erledigt
Es folgt die Fortſetzung der zweiten Berathung des Entwurfs

betr die Steuervergütung für Zucker
Abg Graf v Hacke befürwortet nochmals ſeinen Antrag auf

Ausdehnung der RübenzuckerſteuerKredite von ſechs auf neun
Monate mit 4proz Verzinſung und auf Ausgabe von Staats
ſchuldſcheinen bis zu 120 Millionen Mark

Direktor im Reichsſchatzamt Aſchenborn wiederholt daß die
Regierungen falls das Haus den Antrag anzunehmen ſich ent
chließen ſollte dem nicht entgegenſtehen würden Doch werde die

in Ausſicht genommene Summe von 120 Millionen Mark Staats
ſchuldſcheinen nicht genügend ſein er empfehle daher event die
Annahme des vom Abg Nobbe geſtellten Antrages Staatsſchuld
ſcheine bis zu 170 Millionen Mark ausgeben zu können
Abg Richter Es wird immer wieder überſehen daß der
Staat doch nur etwas geben kann was er wo anders her ge
nommen hat Abg Dr Windthorſt hat den Antrag mit dem Hin
weis auf das Intereſſe der Arbeiter in der Zuckerinduſtrie geſtellt
Das iſt etwa daſſelbe als wenn jemand den Staat auffordern
wollte ſeinen Schueider zu bezahlen damit deſſen Geſellen arbeiten
können Wie kann der Staat Mittel bewilligen um Jnduſtrien
hochzuhalten die mit ungenügendem Betriebsmaterial unter
nommen worden ſind Jetzt ſoll der Staat alles thun er ſoll der
Baiſſeſpekulation entgegentreten die Hauſſeſpekulation fördern er
ſoll dafür ſorgen daß die Lebensmittel nicht billig bleiben und
was ſonſt noch alles Gerade aber die gegenwärtige Lage der
Zuckerinduſtrie der mit dieſem Antrage nur geſchadet wird ſpricht
für die Ablehnung des Antrages

Abg Dr v Heydebrand und der Lafa konſ Wir haben
gehört daß der Antrag des Abg Graf v Hacke den Reichsfinanzen
nichts ſchaden wird Ob er der Zuckerinduſtrie ſchädlich ſein wird
müſſen wir der Jnduſtrie doch ſelbſt zur Entſcheidung überlaſſen
und dieſe Jnduſtrie iſt doch gerade hier durch den Abg Graf
v Hacke genügend vertreten ßNachdem der r ſeinen Antrag nochmals vertheidigt
wird die Diskuſſion geſchloſſen und ſodann die Vorlage ſowie der
Antrag des Abg Graf v Hacke mit der vom Abg Nobbe be
antragten Aenderung angenommen

Der Entwurf betr den Schutz des zur Anfertigung von
Reichskafſſenſcheinen verwendeten Papiers paſſirt ohne
Diskuſſion die dritte Leſung

Es folgt die dritte Berathung des Entwurfs betr die Aus
dehnung der Unf,all und Krankenverſicherung

n der Generaldiskuſſion führt
g Schrader rei aus daß dieſes Geſetz an denſelbenGrundfehlern leide wie das Unfallverſicherungs Geſetz des vorigen

Jahres und präziſirt nochmals die ablehnende Stellung ſeiner
Partei zu dieſem Geſetze

Abg Kalle nationallib vermißt eine ſchärfere Faſſung des
Wortes gewerbsmäßig im S 1

Staatsſekretär v Boetticher hält eine erſchöpfende Erklärung
des Wortes gewerbsmäßig im Geſetze ſelbſt m für noth
wendig und durch die Deklaration der Motive hinreichend gewahrt

Abg Löwe ſpricht ſein Bedauern darüber aus daß bei der
Bildung der e nicht mehr Rückſicht auf dieEigenart der einzelnen Betriebsarten genommen worden iſt
Die Berliner Metall Jnduſtrie habe den Redner beauftragt gegen
die Praxis des Reichsverſicherungsamtes zu proteſtiren und zu
erklären daß die hen außer Stande zeigten in der
Praxis die Unfallverſicherung nach den proklamirten Grundſätzen
auszuführen

Staatsſekretär v Boetticher Es handelt ſich bei den Klagen
des Vorredners darum daß ein Antrag der Berliner Metall

auf Bildung einer eigenen Berufsgenoſſenſchaft nicht
eachtung gefunden hat Das Reichsverſicherungsamt hat den
ntrag dem Bundesrathe vorgelegt und dieſer hat ſich dahin

entſchieden daß die Berliner MetallJnduſtrie die genügende
Garantie für dauernde Leiſtungen nicht bietet und den Antrag
abgelehnt Der Antrag iſt jetzt wieder eingebracht und mit neuem

aterial begründet der Bundesrath wird wie bisher ſo
auch die neuen Gründe ſachlich prüfen und danach entſ iden

enn übrigens der Partikularismus der Berliner Metall
che getheilt würde ſo würden wir ſtattJnduſtrie im ganzen Rei

1 Veilage zu Nr 106 der Saale Zeitung
8 Mai 1885

d Berufsgenoſſenſchaften des Geſetzes Hunderte und Tauſende
en

bg Löwe erwidert daß die Erklärungen des Staatsſekretärs
v Boetticher und das ver h ſachlichen Prüfung ihneruhigten es ſeien dieſe Erklärungen freilich ganz aueres
Art geweſen als die des Reichsverſicherungsamtes Der Wunſch
der Berliner MetallJnduſtrie nach einer eigenen Berufsgenoſſen
ſchaft ſei kein egoiſtiſcher oder partikulariſtiſcher ſondern be
rechtigt durch die Eigenart dieſer Juduſtrie National ſei
wenn jeder is ſeine Arbeit hebt und ſeine Arbeiter gut be
u die nationaler als verſchwommene Gruppenbildung

eifall linksDie Generaldiskuſſion wird geſchloſſen und ſodann die
unverändert angenommen worauf das Haus ſich

ertagt
Nächſte Sitzung Donnerstag 12 Uhr Zollvereinbarung

Petitionen Antrag des Abg v Kardorff Branntweinſteuer
Schluß 43 Uhr

Preußiſcher Landtag
Bericht der SaaleZeitung

Herrenhaus
16 Sitzung vom 6 Mai

Am Miniſtertiſch Dr Friedberg
von Ratibor eröffnet die Sitzung um

11 Uhr 20 Min
Auf der Tagesordnung ſteht der mündliche Bericht der

X Kommiſſion über die Kreis und Provinzialordnung für Heſſen
aſſaue Berichterſtatter Hr Bredt beantragt den Geſetzentwürfen

in der vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung zuzuſtimmen
Die Abänderungen welche das Abgeordnetenhaus an den Be
ſchlüſſen des Herrenhanſes vorgenommen ſind bei der Kreis
ordnung von geringer Bedeutung und bei der Provinzialordnang
beziehen ſie ſich namentlich auf den Modus der e nern
der Bezirksverſammlungen inſoweit den größeren Kreiſen u
beſonders der Stadt Frankfurt eine geringere Zahl von Vertretern
in die Bezirksverſammlungen zu ſenden zuſteht

Jn der Debatte nimmt zunächſt UnterſtagatsSekretär Her
furth das Wort um das Bedauern des Miniſters des Jnnern
auszudrücken durch die Verhandlungen des anderen Hauſes am
Erſcheinen behindert zu ſein umſomehr als er die Annahme der
Beſchlüſſe des Abgeordnetenhanſes welche einen erwünſchten Ab
ſchluß der gemeinſamen Verwaltungsorganiſation des geſammten
Staates bilden zur Annahme empfehlen könne

Die Kreisordnung wird darauf ohne Debatte angenommen
Bei der Provinzialordnung giebt die Aenderung welche

das Abgeordnetenhaus in Bezug auf die Zufammenſtellung der
Bezirksverſammlungen Kommunal Landtage vorgenommen hat

zu einer Debatte Veranlaſſung bFrhr v Solemacher bittet das Haus an ſeinen früheren Be
ſchlüſſen feſtzuhalten welche dem Stadtkreis Frankfurt a M die
jenige Anzahl von Abgeordneten gewährt welche ſich nach dem
Verhältniß ſeiner Bevölkerungsziffer zu der Geſammtziffer der
elgeruna der übrigen Kreiſe des Regierungsbezirks Wiesbaden
ergiebtGeh Rath Dr v Bitter bittet die Beſchlüſſe des Abgeordneten

hauſes anzunehmen welche Frankfurt nur eben die nothwendig
ſcheinende Vertretung einräumen wie Redner ziffernmäßig nach
wies

An der Debatte betheiligen ſich noch die Herren Graf zur Lippe
Adams Lotichius und der Reg Kommiſſar Geh Rath v Bitter
welche ſich für den Beſchluß des Abgeordnetenhauſes erklären und
Freiherr v Manteuffel Fürſt zu Wied und Graf Brühl welche

rechthaltung des früheren Beſchluſſes des Herrenhauſes
eintreten

Jn namentlicher g wird der Antrag v Solemacher
auf Wiederherſtellung des früheren Beſchluſſes des
mit 56 gegen 48 Stimmen abgelehnt und dann der Kommiſſions
Antrag welcher dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes zuſtimmt
angenommen

folgt die Berathung über den Entwurf betreffend die Pen
ſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent
liche Volksſchulen

erichterſtatter Hr v Winterfeld beantragt den Entwurf
mit Ausnahme der 88 22 und 26 unverändert nach den Be
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes anzunehmen Jn den 88 22
und 26 hat die Kommiſſion jedoch Veränderungen vorgenommen
r war hat ſie in dem S 22 dem Abſatz 2 folgende Faſſung
gegeben

Eine Penſion in Höhe des nach Abſatz 1 zu bewilligenden
Betrages iſt den zur Zeit des Jnkrafttretens des gegen
wärtigen Geſetzes bereits angeſtellten S auch dann zu
ewähren wenn ihnen zur Zeit der Verſetzung in den Ruhe
tand ein Anſpruch auf Penſion zwar nach den Beſtimmungen
des früheren Rechts nicht aber nach den Vorſchriften die
Geſetzes zuſteht SJn S 26 hat die Kommiſſion die Höhe der Penſion von 750

auf Mark herabgeſetzt und dem Abſatz 2 folgende Faſſung
gegeben

Das Stelleneinkommen darf zur Aufbringung der nach
dieſem Geſetze zu zahlenden Penſionsbeträge nur inſoweit als
wie bisher bereits ſtatthaft war und nur ſo weit herangezogen
werden daß es nicht unter ſeiner Höhe und unter
Mindeſtgehalt ſinktDer Beſdiuß des Abgeordnetenhauſes hatte ein Heranziehen des

Stelleneinkommens überhaupt nicht geſtattet
Jn der Generaldebatte begrüßt Graf Udo von Stolberg

Wernigerode die Vorlage mit Freuden und hält ſie füraus geeignet bisher beſtandene Mißſtände die ſchon lange
empfunden worden ſind zu beſeitigen

Jn der Spezialdebatte macht bei S 1 Herr v Kleiſt Retz ow
auf die Verhältniſſe der Lehrer an den Mittelſchulen aufmerkſam
und bittet auch die Penſionsverhbältniſſe dieſer Lehrer zu regeln
Ken ſich v am Schluß der Berathung eine dahinzielende

eſolution einzubringen
Miniſter v Goßler giebt dieſe mißlichen Verhältniſſe z Es

würden ſich jedoch noch manche Schulen finden auf welche der
Rahmen des Geſetzes nicht ga e die n r ſichaber allſeitig bereit finden laſſen Bedürfniſſen Lehrer
ſtandes nach Mögylichkeit zu entſprechen namentlich aber dies
Geſetz auf alle diejenigen Schulen anzuwenden welche auf elemen
tarer Baſis fundirt ſeien

Die 88 1 14 werden ſodann debattelos angenommen
Bei S 15 Beſchreitung des Rechtswegs durch den Lehrer gegen

die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde beantragt Graf Brühl
eine Faſſung die auch den zur Unterhaltung der Schule Ver
pflichteten die gleiche tigung ertheilt

Das Haus nimmt den Antrag und die F8 16 21 debattelos
an Bei 8 22 in welchem die Kommiſſion die obengenannte
Faſſungsänderung vorgenommen hat wird die Faſſung des Ab
geordnetenhauſes wieder hergeſtellt
In 8 26 beantragt die r zunächſt die Höhe der Penſion

die aus der Staatskaſſe zu zahlen iſt von 750 M auf 600 M
herabzuſetzen

Graf Udo zu Stolberg Wernigerode beantragt den Sad
von 750 M wiederherzuſtellen

Frhr v Maltzahn bittet um Beibehaltung der 750 M aber
am giei dec um Annahme des Abſatzes 2 dieſes r
nach der ger Kommiſſion nach welcher das StellenEin
kommen zur Aufbringung der nach dieſem Geſetz zu zahlenden
Penſionsbeträge allerdings aber nur inſoweit herangezogen werden



darf daß es nicht unter ſeiner Höhe und unter das Mindeſt

gehalt ſinkt giniſter v Scholz erklärt daß die Regierung nicht in der
Lage ſei mehr als 600 M aus der Staatskaſſe zu zahlen Dieſe
Erklärung habe er auch namens der Staatsregierung im anderen
Hauſe abgegeben trotzdem habe das Haus dennoch auf dem Satz
von 750 M beſtanden Er könne nur im Jntereſſe des Lehrer
ſtandes und des Zuſtandekommens des Geſetzes bitten dem Kom
miſſionsantrage zuzuſtimmen und den Antrag Stolberg ab
d redt bittet gleichfalls den Antrag der Kommiſſion an
zunehmen

Graf Arnim Boytzenburg bittet nach dieſer Erklärung desFinanzminiſters im Jntereſſe d r aandekommens des Geſetzes

den Kommiſſionsanträgen zuzuſtimmen
Frhr v Manteuffel CEroſſen wünſcht nicht daß die Ge

meinden durch das Geſetz noch höher in Anſpruch genommen
werden ſollen als ſie jetzt ſchon in Anſpruch genommen ſind Des
halb bitte er den Satz von 750 M anzunehmen ſollte aber dieſer
Satz abgelehnt werden dann bitte er den Abſatz 2 dahin zu faſſen
daß das Stelleneinkommen bis auf die Höhe von ein Drittel in
Anſpruch genommen werden könne

Herr Struckmann bittet es bei den Beſchlüſſen des
Abgeordnetenhauſes bewenden zu laſſen die Staatsregierung
h ſich wohl noch beſinnen und den Beſchlüſſen demnächſt
zuſtimmen

Kultusminiſter v Goßler bittet dieſes Experiment zu unter
laſſen und der Regierung Vertrauen entgegen zu bringen Man
möge die dargebotene Hand der Regiernng nicht zurückweiſen
Werde der Kommiſſionsantrag angenommen ſo werde die Lage der
Lehrer nach allen Seiten gebeſſert aber auch gleichzeitig die
Garantie geboten daß die Gemeinden nicht höher belaſtet werden
als ſie es jetzt ſind

Nach einigen Ausführungen des Herrn v Kleiſt Retzow
zu Gunſten des Kommiſſionsantrages bittet der Kultus
miniſter von dem Geſetze alles dasjenige zu nehmen was
Vortheike gewähren aber alles zu verwerfen was Belaſtungen
zur Folge habe

Graf Udo Stolberg zieht nach der Erklärung der beiden
Mimiſter ſeinen Antrag zurück

Bei der Abſtimmung werden die Anträge der Kommiſſion und
mit ihnen g 26 angenommen ebenſo der Reſt des Geſetzes

Hierauf vertagt ſich das Haus
Nächſte Sitzung Donnerstag 1 Uhr Mehrere kleinere

Vorlagen
Schluß 41 Uhr

Abgeordnetenhaus
66 Sitzung vom 6 Mai

Am Regierungstiſche von Puttkamer und Kommiſſarien

ſpäter v Goßler ePräßdent von Köller eröffnet die Sitzung um 11 Uhr
1b Müüte nDas Haus tritt in die Tagesordnung ein

Der Geſetzentwurf betr die Aufhebung der Rentenbank
für den Kreis Herzogthum Lauenburg wird debattelos in
dritter Leſung angenommen 8Das Verzeichniß der zur Erörterung im Plenum nicht für
geeignet erachteten Petitionen wird ebenfalls ohne Dis
kuſſion erledigt

Es folgt Berathung der Jnterpellation des Abg Borowski
und Genoſſen welche lautet

I Jſt die Nachricht wahr daß die in Oſt und Weſtpreußen
wohnenden dem preußiſchen Staatsverbande nicht hen
Polen angewieſen worden ſind unſer Staatsgebiet alsbald zu

verlaſſen und zwar ſelbſt in dem Falle daß ſie in dauerndem
Arbeits verhältniſſe ſtehen Gewerbe und Grundbeſitzer ſind oder
im deutſchen Heere gedient haben

2 Aus welchen Gründen iſt dieſe außerordentliche die wirth
ſchaftlichen Verhältniſſe beider Provinzen ſchwer ſchädigende

aßregel getroffen worden
g Spahn Centr begründet die Jnterpellation Die

Maßregel habe große Erregung und Beunruhigung hervorgerufen
Das Arbeitsverhältniß die vieler werde ſchwer
Ferri es entſtänden eine Reihe wirthſchaftlicher und
juriſtiſcher Bedenken Könne z B ein außereheliches Kind einer
Pribken Mutter ausgewieſen werden wenn letztere an einen

reußen verheirathet ſei was werde aus in Preußen geborenen
Kindern nicht naturaliſirter Eltern Nach einer Zeitungsnotiz
ſei jemand ausgewieſen der zur Bismarckſpende 100 M bei
getragen Nachdem er dies der Behörde mitgetheilt ſei die Aus
weiſung zurückgenommen worden Heiterkeit Es frage ſich ob
eine Maſſenausweiſung nach dem Völkerrecht geſtattet ſei nach
ſeiner Meinung und wenn man die bisher geltenden Grundſätze
in Betracht ziehe ſollte ſie in einem civiliſirten Lande nicht zur
Anwendung kommen Als einzigen Grund könnte man das Vor
dringen des polniſchen Elements angeben Aber man ſollte ſich
doch auf den Standpunkt der Humanität ſtellen Wie können
ruhige fleißige tüchtige Arbeiter Ackerbauer Gewerbetreibende
Männer die zwei Feldzüge in Preußen mitgemacht Leute die
niemals der Armenpflege anheimgefallen dazu jetzt plötzlich von
einer ſo harten Maßregel getroffen zu werden Die Ausweiſung
W faſt ausnahmslos katholiſche Polen die Maßregel ſei alſo
auch gegen den Katholizismus gerichtet Die wirthſchaftlichen
Verhältniſſe würden weil namentlich land wirthſchaftliche Arbeiter
betroffen würden ſo ſchwer geſchädigt daß der etwaige politiſche
Vortheik der Maßregel weit überholt werde Er bitte den Herrn
Miniſter im Jntereſſe des wirthſchaftlichen Wohles der Pro
vinzen im Intereſſe der Humanität um wohlwollende Er
wer ob die Maßregel aufgehoben werden könne Beifall

Miniſter v Puttkamer Die Maßregel verſtoße nicht gegen
das Völkerrecht und das Gaſtrecht komme nur ſo weit in Frage
als die Jntereſſen des Staates es geſtatten Der Vorredner
wolle was bisher noch in keinem Parlamente verlangt worden
unter Berufung auf das Chriſtenthum und die das
Recht des Staates beſchränken in ſeinem Intereſſe Ausländern den
Aufenthalt zu beſchränken und zu verbieten Das Recht ſo zu ver
fahren wie verfahren ſei gar nicht anfechtbar Wenn man auch
den humanen Standpunkt des Vorredners anerkenne ſo ſtehe doch
in erſter Linie die politiſche ken des Staates und das deutſch
nationale Jntereſſe Seit anderthalb Jahrzehnten trete in den
öſtlichen Provinzen eine vollſtändige Verſchiebung der Nationa
litäten ein das polniſche Element dringe mit faſt elementarer
Gewalt gleichſam wie die Gletſcher immer weiter vor die Ver
eng polniſchen Bevölkerung ſtehe in gar keinem Verhältniß
zu der der deutſchen Die Maßregel ſei nicht gegen die Katholiken

erichtet ger dieſe Behauptung proteſtire er entſchieden Welche
chwiexigen Verhältniſſe entſtünden auf dem Gebiete der Schule

Herr v Goßler habe dem oft Ausdruck gegeben Die landwirth
ſchaftlichen Arbeiter polniſcher Nationalität drücken die Preiſe und
zwingen die deutſchen Arbeiter zur Auswanderung Dadurch
werde die breite Baſis des deutſchen Kulturlebens die dort bisher
beſtanden einfach vernichtet Der Miniſter geht dann näher auf
die Berfani e Weſtpreußens ein Als die Provinz an
Preußen fiel befand ſich das Land in tiefſter Barbarei und Ver
armung der Adel war vermindert und verarmt der Bürger ge

e und langer Zeit habe es bedurft beſſere Verhältniſſe zu
ſchaffen Es ſei ſchließlich doch ſo weit gekommen daß die Be
völkerung unter dem preußiſchen Regiment eine zufriedene geworden
ſei bis dann die polniſche Agitation ſich mit elementarer Wucht
auf die Provinz geſtürzt und bis dann nach und nach die jetzigen
unhaltharen Verhältniſſe zum Schaden des deutſchnationalen Ele
ments erreicht worden ſeien Er gu nachgewieſen zu haben
daß die in Frage ſtehende Maßregel im Intereſſe des Staates ge
boten war enn der Regierung ein Vorwurf gemacht werden
könne ſei es der daß ſie zu ſpät vorgegangen ſel Es exiſtirten

ſchränkt werden8

jetzt ca 30,000 ruſſiſche Ueberlänfer in den betreffenden Pergtg
22,000 davon hätten ſich Aufenthaltserlaubniß erbeten und hätten
L5 erhalten Dieſe würden zwar auch auf die Dauer nicht im
Lande behalten werden aber die Oberpräſidenten ſeien angewieſen
ihnen für den Abzug alle Erleichterungen zu gewähren Dieſe
Rückſicht aber ſchwinde denen gegenüber welche 84 ſozuſagen in
das Land geſtohlen hätten Man habe mit Abſicht den jetzigen
Zeitpunkt für die Ausweiſung gewählt einmal um die Betroffenen
mit Rückſicht auf die resße nicht zu hart zu treffen und um
die Landwirthſchaft nicht zu ſchädigen Jn einzelnen Fällen wie
bei Soldaten welche für Deutſchland gekämpft werde Nachſicht
eübt werden Er reſumire ſich dahin daß die Regierung zu
ieſer wie er anerkenne draſtiſchen und ſtrengen Maßregel im

Intereſſe der Sicherheit des Staates gezwungen geweſen und
le nicht zurücknehmen werde Beifall rechts Ziſchen bei den

olen und im Centrum
Abg Windthorſt beantragt Beſprechung und erhält dann das

Wort Mit Bezug auf die Schlußworte des Miniſters müſſe er
darauf hinweiſen daß es noch ein höheres Tribunal die öffent
liche Moral die Civiliſation gebe wenn ſich die öffentliche
Meinung gegen die erlaſſene Maßregel erkläre werde ſich das
Staatsminiſterinm dem nicht entziehen können Angenommen es
ſei richtig was der Miniſter geſagt ſo müſſe weiterer Zuzug
verhindert werden aber dem Völkerrecht entſpreche dieſe Maſſen
ausweiſung nicht Könne Rußland nicht Repreſſalien ergreifen
Er hätte gewünſcht daß der Miniſter ſich darüber geäußert
hätte ob vorher ein Einvernehmen mit der ruſſiſchen Regierung
erzielt worden Mit demſelben Rechte wie hier könnte die Re
gierung auch alle Franzoſen ausweiſen Er möchte die Pariſer
auf die Maßregel und ihre eventuellen Folgen aufmerkſam machen
Wir hätten 1870 die Ausweiſung aus Paris als ungerecht und
hart empfunden und die Franzoſen hätten dafür hohe Ent
ſchädigung zahlen müſſen Heute befänden wir uns nicht im
Kriege wie damals Er habe die Ueberzeugung daß dieſe neue
Maßregel zum großen Theile kulturkämpferiſcher Art ſei Zu
ſtimmung im Centrum Er bleibe dabei die Maßregel ſei un
gerecht und grauſam ihre Ausführung brutal der eingeſchlagene
Weg ſei unzuläſſig und unzweckmäßig Beifall im Centrum
Vizepräſident v Heereman Die Bezeichnung brutale Aus

führung ſei parlamentariſch unzuläſſig
Miniſter v Puttkamer weiſt aus einem völkerrechtlichen

Werke Heffter s nach daß die Maßregel nicht gegen das Völker
recht verſtoße Bezüglich Rußlands könne er den Vorredner voll
ſtändig beruhigen Von den Pariſern habe er nur mit Bezug
nahme auf ElſaßLothringen geſprochen und ausdrücklich betont
daß im übrigen Deutſchland die Franzoſen willkommene Gäſte

r wen ausdrücklich gegen die bezügliche Unterſtellung
indthorſt s

Abg Dr Wehr freikonſ Wenn Herr Windthorſt die Maß
regel als eine grauſame bezeichne ſo bezeichne er die Windthorſtſche
Rede auch als eine grauſame vom nationalen Standpunkt aus
Die Maßregel ſei durchaus gerechtfertigt Man dürfe ſie nicht
nach dem Gefühl behandeln ſondern mit nüchternen Augen und
mit Berückſichtigung der des Staats Die Polen ver
drängten die deutſchen Arbeiter trieben ſie zur Auswanderun
u ſ w Die Maßregel ſei politiſch d ſtaats un
völkerrechtlich unangreifbar Das Abgeordnetenhaus habe keine
Veranlaſſung die Regierung zu desavouiren müſſe ihr vielmehr
dankbar ſein Er bitte aber eine Generalinſtruktion über die
Behandlung in den polniſchen Provinzen auftretender Fragen
zu erlaſſen Die plötzlichen Maßregeln wirkten erregend auf
die polniſche Bevölkerung Eine Aufſtellung genereller Grund
prinzipien für die ganze n ſei zu empfehlen Beifall

Abg v Lyskowski Pole Er ſei in Weſtpreußen grau ge
worden und könne nur ſagen daß durch dieſe Maßregel ein
grauenhaftes Elend in die Provinzen getragen werde ſie be
deute einen wirthſchaftlichen Mord Die Auswanderung erſtrecke
ſich faſt ausſchließlich auf polniſche Arbeiter die Ausweiſung der
noch vorhandenen landwirthſchaftlichen Arbeiter polniſcher Natio
nalität werde die Landwirthſchaft ſchwer ſchädigen Hr Dr Wehr
ſollte ſich weniger um den Kulturkampf als um die Intereſſen der
Provinz kümmern das würde ſeiner Stellung als Landesdirektor
mehr entſprechen Er könne im Jntereſſe Weſtpreußens nur
bitten die Maßregel zurückzunehmen

Abg v Koerber freikonſ Die Polen ſeien ſelbſt ſchuld
wenn ſie auf die Verwaltung der Provinz und die Behandlung
der polniſchen Angelegenheiten ſo wenig Einfluß beſäßen weil ſie
ſich von dem Verkehr mit den Deutſchen mehr und mehr zurück
zögen Erſprießliches könne nur erreicht werden wenn Polen und
Deutſche Hand in Hand arbeiteten Der Schaden für die Land
wirthſchaft werde nicht bedeutend ſein deutſche Arbeiter könnten 5
in genügender Anzahl herangezogen werden Bei der unverhält
nißmäßigen Zunahme der ruſſiſch polniſchen Bevölkerung und weil
dadurch das ganze wirthſchaftliche und Kulturleben geſchädigt
werde halte er das Vorgehen der Regierung für begründet

Abg Windthorſt wendet ſich gegen die letzten Ausführungen
des Miniſters und hält im Weſentlichen ſeine Bemerkungen auf
recht Die Maßregel entſpreche nicht den Inſtitutionen eines
civiliſirten Staates und der Humanität

Abg Virchow f Zwiſchen der vorliegenden Maßregel und
den Ausweiſungen ruſſiſcher Unterthanen aus Berlin infolge deren

B auch keine ruſſiſchen Studenten mehr hierherkämen liege der
eutſchruſſiſche Auslieferungsantrag Ob die Maßregel damit

zuſammenhänge oder mit der hohen Politik wiſſe er nicht jeden
falls aber könne er ſich mit der vorliegenden Maßnahme nicht
einverſtanden erklären Repreſſalien könnten in der That ein
treten Er halte dieſe Maßregel für eine zweiſchneidige und ge
fährliche die Ausweiſungen ſollten nur auf konkrete Fälle be

änkt Er bitte um Zurücknahme der Verfügung
eifall links und im Centrum

n iſt damit erledigt da ein Antrag nicht weiter
geſtellt iſt

Es folgt Berathung von Petitionsberichten
Ohne jede Diskuſſion werden erledigt nach den Anträgen der

Agrar und bezw Petitionskommiſſion durch Uebergang zur Tages
ordnung Petitionen betr die Aufhebung der Jagdrekognition in
Schleswig Holſtein und betr die Betriebsregulirung des
e r von Wöllmerſchen Kreis Altenkirchen durch

eberweiſung an die Regierung zur Berückſichtigung Petitionen
betr die geſetzliche Regelung der Loosholzabgabe aus den fis
kaliſchen Waldungen des Amtes Vöhl betr die Ausdehnung der
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft der Voigtei Neuland betr die Aus
gleichung von Kriegsfuhren aus dem Jahre 1864 in Schleswig
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41 do Leipzig A 105,90 B Souvereigns 30,49 bzG4 do a 101,66 G Engl Banknoten 20,48 6
3 do Wittenberge 87 0 B 20Franks Stücke 16,175 bzB
4 Nainz Ludw w Dollars5 do 1878 I II 101,60 G mperials
4 e W u 101,40 r Bauten 435 34 ie rich ä a n err O3 Oberſchl E gr 96,90 B Ruſſ do 202,60 bz

Leipziger Bbre vo 4 Mai
J Kgl Sächſ M 2 g Sächſ ThlrRentenAnl s 232 85,20 b Z2Staatsanl 67 ab 102,50 Pdo 180 85,20 8i/ Landrentenhr e 800 98 50 6

3 do 500 86,00 Mansf Gw 1882 101,00 G
do 600 86,00 2 e 100,75 G

atsanl 5 Em 1875 102,50 Gz ogreanl W lars W Sladtobass e4 do 1870 o s un See edo 1870 50 152,50 be ltb Landesb Obl 103,25 G

3 i St Divund betr die Errichtung einer Apotheke in Saarn Div Eiſenb St Art 5 Halleſche Straßenbhu 101,50Ueber eine Petition aus Trier betr die Erneuerungswahlen r 32688 u S f See
zum dortigen Stadtverordneten Kollegium beantragt die Gemeinde e 5 g 121,50 8 r Gasgeſ Lyz 139,00 G
Kommiſſion Uebergang zur Tagesordnung 952 Buſchtiehrad t 140,80 8 Stamm Pr 145,25Abg Zelle Keutſchfr dbeantragt dagegen die Petition behufs a 5373 e r t
Verhandlung über die materiellen Beſchwerdepunkte anderweite 2 Du ce g 4228 15 l rer 196,00 P
Feſt ling der Beſchwerdefriſt bei beantragter Ungiltigkeit der 5 FranzJoſ B loſe 15 do St prior 106,00h in die Kommiſſion zurückzuverweiſen Eiſenb St P ll 8 Ver Schſ Th Paraf

4 kurzer Debatte in welcher ſich Regierungs Kommiſſar ge, Altenbur zzet 193,00 u Solaröl St P 43738Geh Rath Noell gegen Abg Lehmann Centrum für den 9 Die oben it A 14209 7 Zeitzer Par u F 137,75 G
Ankrag Zelle erklärt wird der Kommiſſionsantrag abgelehnt der 9 do B 142,00 6 Ah l103 00Antrag Zelle d Saue Sorav vurur o en Serkbahn eeOhne weſentliche Diskuſſion wird eine Petition wegen Ab Bank u 2 4 do Gold 95,90führung der Klogkenwäſſer in Eſſen der Regierung zur Berück Aue di e s WBuſchtiehr B Ndw 82,50 b

ſichtigung überwieſen 7 See Bank e S uann vertagt ſich das Haus auf Donnerstag 11 Uhr do Kaſſen Verein 106,00 b J do Gold 34 108
Petitionsberichte do Dist Geſellſch n DuxVodenbach 83,00Schluß 4 Uhr 5 eder Pant neue e enan o 18749 Zwickauer 4 gof 2Waaren und Produktenberichte Ind,nti Er und uenetee

39 ar Vapiecſatr 224,76 anZaxt 8 Dal Telegr Rohzuder 88 feſt loco 87,60 2 87,76 18 w rſabr 224 rage Dur 5do Schuldverſchr 103,50 5 o Gold 105,00Sake z t h e n e r Fehler ſt l 8 prager
Druck und Verlag von Otto Hendel

e h h e

a


	Saale-Zeitung. 1873-1933
	1885


